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Landessozialgericht Korte, die Richterin am Landessozialgericht Sinner-Gallon und
den Richter am Landessozialgericht Lietzmann sowie die ehrenamtlichen Richter
Vetter und Seifert fÃ¼r Recht erkannt:

Auf die Berufung der KlÃ¤gerin wird das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6.
Dezember 2016 geÃ¤ndert.

Der Beigeladene wird verurteilt, der KlÃ¤gerin Leistungen nach dem SGB XII vom 1.
September 2013 bis 31. Oktober 2013 in HÃ¶he von monatlich 382,00 EUR, vom 1.
November 2013 bis 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von monatlich 694,00 EUR sowie
vom 1. Januar 2014 bis 28. Februar 2014 in HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR zu
gewÃ¤hren.

Im Ã�brigen wird die Berufung zurÃ¼ckgewiesen.

Der Beigeladene hat der KlÃ¤gerin neun Zehntel ihrer auÃ�ergerichtlichen Kosten
des gesamten Verfahrens zu erstatten. Ansonsten haben die Beteiligten einander
Kosten nicht zu erstatten.

Die Revision wird nicht zugelassen.

Tatbestand:

Die KlÃ¤gerin begehrt in erster Linie vom Beklagten die GewÃ¤hrung von
Arbeitslosengeld II nach dem Zweiten Buch Sozialgesetzbuch (SGB II) fÃ¼r die Zeit
vom 1. September 2013 bis zum 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von monatlich
694,00 EUR sowie vom 1. Januar 2014 bis zum 28. Februar 2014 in HÃ¶he von
monatlich 703,00 EUR, hilfsweise, von dem Beigeladenen Hilfe zum Lebensunterhalt
nach dem ZwÃ¶lften Buch Sozialgesetzbuch (SGB XII) fÃ¼r den bezeichneten
Zeitraum und in der bezeichneten HÃ¶he.

Die erwerbsfÃ¤hige KlÃ¤gerin ist 1966 geboren. Sie besitzt allein die litauische
StaatsangehÃ¶rigkeit. Sie arbeitete von 1987 bis 2011 in K als
Kinderkrankenschwester. Die KlÃ¤gerin war seit 1989 verheiratet. Die Eheleute
erwarben 1998 gemeinsam eine 82,4 qm groÃ�e Eigentumswohnung in K, die sie
zusammen mit den drei TÃ¶chtern bewohnten. Die KlÃ¤gerin hielt ein Drittel des
Eigentumsanteils. Die KlÃ¤gerin trennte sich von ihrem nach ihren Angaben
gewalttÃ¤tigen Ehemann und suchte zunÃ¤chst in K eine eigene Wohnung. Die
Eheleute sind seit 27. November 2015 geschieden (vgl. Genehmigung der
Scheidungsfolgenvereinbarung durch Beschluss des Amtsgerichts vom 27.
November 2015).

Die KlÃ¤gerin reiste nach ihren Angaben auf Einladung der GG mbH (dem
grÃ¶Ã�ten Anbieter von Gesundheitsdienstleistungen im Nordosten B) im
September 2011 mit litauischen Kolleginnen in die Bundesrepublik Deutschland ein
und bewohnte zunÃ¤chst eine von der G gestellte Unterkunft. Sie erlernte die
deutsche Sprache und arbeitete vom 8. MÃ¤rz 2012 bis 12. Juli 2012 als
Servicekraft in einem Krankenhaus in E. Das ArbeitsverhÃ¤ltnis wurde durch eine
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KÃ¼ndigung des Arbeitgebers beendet, die KlÃ¤gerin hatte sich den linken FuÃ�
gebrochen. Vom 1. August 2012 bis 31. MÃ¤rz 2013 bezog sie in E Arbeitslosengeld
II, mietete dort eine eigene Wohnung an und besuchte einen fÃ¼nfmonatigen
Integrationskurs bis Dezember 2012. Im September 2012 lernte sie Ã¼ber das
Internet den sechzehn Jahre Ã¤lteren selbstÃ¤ndigen Elektriker W R (im Folgenden
WR) aus B kennen, der sie zunÃ¤chst bei der Instandsetzung ihrer angemieteten
Wohnung in E unterstÃ¼tzte. Weil die KlÃ¤gerin ihre Chancen, eine Arbeit zu
erhalten, in als hÃ¶her erachtete, hielt sie sich ab Ende 2012 zeitweilig in B bei
Freunden bzw. in einem von WR angemieteten Gartenhaus in der H S in B auf. Seit
12. Januar 2013 wurde die KlÃ¤gerin bei der Bundesagentur fÃ¼r Arbeit in R als
arbeitslos gefÃ¼hrt.

WR, der zu dieser Zeit nach seinen Angaben zwar â�� bereits seit 2000 â�� von
seiner Ehefrau getrennt lebte, aber ein Zimmer in der frÃ¼heren, weiterhin von der
Ehefrau genutzten Ehewohnung in der Gstin unmittelbarer Nachbarschaft seiner
BetriebsrÃ¤ume dauerhaft bewohnte, mietete im April 2013 eine Drei-Zimmer-
Wohnung im Hause Bstin B-R an, fÃ¼r die nach seinen Angaben monatlich 680,00
EUR zu zahlen waren. Nach seinen Angaben hatte er in seinen BÃ¼rorÃ¤umen in
der G einen Schimmelbefall und war damals auf der Suche nach neuem
BÃ¼roraum, in dem er die von ihm allein gefÃ¼hrte Buchhaltung seines
Elektrobetriebs abwickeln konnte. In der Wohnung in der Bst , die Ã¼ber zwei durch
eine SchiebetÃ¼r getrennte Zimmer sowie ein hiervon getrenntes weiteres Zimmer
sowie KÃ¼che und Bad verfÃ¼gt, nutzte er nach Einzug die beiden
zusammenhÃ¤ngenden Zimmer als BÃ¼ro und Ã¼bernachtete dort gelegentlich.
Zu diesem Zweck verwahrte er dort KleidungsstÃ¼cke in einem Kleiderschrank und
Waschutensilien; weiterhin nutzte er auch das erwÃ¤hnte Zimmer in der Wohnung
der von ihm getrennt lebenden Ehefrau in der Gst, die auch seine WÃ¤sche wusch.

Die KlÃ¤gerin schloss am 30. April 2013 fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Mai 2013 mit WR
einen Untermietvertrag Ã¼ber die Nutzung eines Zimmers (bei gemeinsamer
Nutzung von Bad und KÃ¼che) in dieser Wohnung, fÃ¼r das sie monatlich 312,00
EUR (Grundmiete: 212,90 EUR, Betriebskostenvorauszahlung 99,10 EUR) zahlen
musste. Da die KlÃ¤gerin Ã¼ber kein Einkommen verfÃ¼gte, konnte sie den
vereinbarten Untermietzins zunÃ¤chst nicht bezahlen.

Sie besuchte vom 8. Juli 2013 bis 17. Dezember 2013 einen vom EuropÃ¤ischen
Sozialfond gefÃ¶rderten und vom Bundesministerium fÃ¼r Arbeit und Soziales
bezahlten berufsbezogenen Deutschkurs. Unterhaltsleistungen bezog sie in dieser
Zeit nicht. AuÃ�erdem bewarb sie sich bei verschiedenen Unternehmen um Arbeit
und leistete Probearbeit.

Am 26. August 2013 (Schreiben vom 23. August 2013) beantragte sie beim
Beklagten Leistungen und reichte am 5. September 2013 dort einen (Form-)Antrag
auf GewÃ¤hrung von Arbeitslosengeld II ein. Dabei gab sie an, von ihrem Ehemann
getrennt zu leben und weder Ã¼ber Einkommen noch Ã¼ber VermÃ¶gen zu
verfÃ¼gen. Sie sei zuletzt von Verwandten aus dem Ausland unterstÃ¼tzt worden.
Mit Bescheid vom 16. September 2013 lehnte der Beklagte den Antrag mit der
BegrÃ¼ndung ab, die KlÃ¤gerin habe ein Aufenthaltsrecht allein zum Zwecke der

                             3 / 18



 

Arbeitsuche. Die KlÃ¤gerin legte hiergegen mit Schreiben vom 19. September 2013
Widerspruch ein und stellte am 24. September 2013 beim Sozialgericht (SG) Berlin
einen einstweiligen Rechtsschutzantrag gerichtet auf die vorlÃ¤ufige GewÃ¤hrung
von Arbeitslosengeld II. Auf die Beschwerde der KlÃ¤gerin gegen den eine
einstweilige Anordnung ablehnenden Beschluss des SG vom 8. Oktober 2013 (S 77
AS 23017/13 ER) verpflichtete das Landessozialgericht (LSG) Berlin-Brandenburg
den Beklagten mit Beschluss vom 1. November 2013 (L 26 AS 2721/13 B ER) zur
GewÃ¤hrung vorlÃ¤ufiger Leistungen nach dem SGB II ab dem Tag der Zustellung
des Beschlusses per Fax bis zum 28. Februar 2014 zur Deckung des Regelbedarfs in
HÃ¶he von monatlich 382,00 EUR fÃ¼r die Zeit bis zum 31. Dezember 2013 und in
HÃ¶he von monatlich 391,00 EUR fÃ¼r die Zeit ab dem 1. Januar 2014 sowie zur
Deckung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von monatlich 312,00
EUR.

Der Beklagte wies den Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen den ablehnenden Bescheid
vom 16. September 2013 mit Widerspruchsbescheid vom 13. November 2013 als
unbegrÃ¼ndet zurÃ¼ck. Die KlÃ¤gerin sei als litauische StaatsangehÃ¶rige nach Â§
7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II vom Leistungsbezug ausgeschlossen, weil sich ihr
Aufenthaltsrecht allein aus der Arbeitsuche ableite. Ein anderes Aufenthaltsrecht sei
nicht ersichtlich.

Mit Schreiben vom 14. November 2013 teilte der Beklagte der KlÃ¤gerin mit, dass
ab dem Zugang des Beschlusses des LSG per Fax am 5. November 2013 bis zum
28. Februar 2014 monatliche Leistungen in HÃ¶he von 694,00 EUR (im November
2013 anteilig fÃ¼r die Zeit vom 5. bis 30. November 2013) und ab 1. Januar 2014 in
HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR gezahlt werden und der Bescheid "in
AusfÃ¼hrung des Urteils des Sozialgerichts Berlin-Brandenburg vom 1. November
2013 L 26 AS 2721/13 B ER ergehe".

Die KlÃ¤gerin hat am 19. November 2013 die vorliegende Klage vor dem SG Berlin
(S 115 AS 27842/13) erhoben und Leistungen nach dem SGB II begehrt fÃ¼r die
Zeit vom 1. September 2013 bis 28. Februar 2014.

Erst am 20. Dezember 2013 wurde dem Konto der KlÃ¤gerin bei der H-V ein vom
Beklagten in AusfÃ¼hrung des Beschlusses des LSG Ã¼berwiesener Betrag in
HÃ¶he von 1.295,47 EUR gutgeschrieben. Die KlÃ¤gerin Ã¼berwies am 23.
Dezember 2013 an WR einen Betrag in HÃ¶he von 624,00 EUR mit dem
Verwendungszweck "Miete 11 und 12 2013 B".

Die KlÃ¤gerin erhielt am 6. Februar 2014 die Erlaubnis zur FÃ¼hrung der
Berufsbezeichnung "Gesundheits- und Kinderkrankenpflegerin" (Urkunde des
Landesamtes fÃ¼r Gesundheit und Soziales Berlin vom 6. Februar 2014).

Unter Hinweis auf die Ende Februar 2014 auslaufende Zahlung von Arbeitslosengeld
II stellte die KlÃ¤gerin mit Schreiben vom 11. Februar 2014 einen
Weiterbewilligungsantrag. Sie habe inzwischen Deutschkenntnisse auf dem Niveau
B 2 erworben und erhalte in den nÃ¤chsten Tagen die Anerkennung ihres Diploms.
Der Beklagte lehnte den Antrag mit Bescheid vom 28. Februar 2014 ab. Die
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KlÃ¤gerin stellte am 6. MÃ¤rz 2014 einen weiteren einstweiligen
Rechtsschutzantrag beim SG Berlin. Mit Widerspruchsbescheid vom 13. MÃ¤rz 2014
wies der Beklagte den Widerspruch der KlÃ¤gerin gegen den Bescheid vom 28.
Februar 2014 zurÃ¼ck. Hiergegen erhob die KlÃ¤gerin am 20. MÃ¤rz 2014 Klage
vor dem SG Berlin (S 169 AS 5680/14). Mit Beschluss vom 11. April 2014
verpflichtete das SG Berlin (S 169 AS 5680/14 ER) den Beklagten im Wege
einstweiliger Anordnung zur LeistungsgewÃ¤hrung, und zwar vom 6. MÃ¤rz bis 31.
MÃ¤rz 2014 in HÃ¶he von 541,00 EUR und fÃ¼r die Zeit vom 1. April bis zum 31.
August 2014 in HÃ¶he von monatlich 624,80 EUR. Der KlÃ¤gerin seien im Wege
einer FolgenabwÃ¤gung Leistungen zuzusprechen, wobei neben der vollstÃ¤ndigen
Deckung der Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung in HÃ¶he von monatlich 312,00
EUR nur ein um 20 % verminderter Regelbedarf fÃ¼r alleinstehende
Leistungsberechtigte zu berÃ¼cksichtigen sei.

Zum Nachweis ihrer laufenden BewerbungsbemÃ¼hungen hat die KlÃ¤gerin im
vorliegenden Klageverfahren am 15. April 2014 eine Auflistung von Bewerbungen
im Zeitraum vom 15. November 2013 bis 10. April 2014 eingereicht.

Mit Beschluss vom 20. Mai 2014 hat das SG im Hinblick auf die Frage der
Vereinbarkeit des Leistungsausschlusses nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II mit
Europarecht und das nach Vorlagebeschluss des Bundessozialgerichts (BSG) vom
12. Dezember 2013 (B 14 AS 9/13 R) anhÃ¤ngige Vorabentscheidungsverfahren vor
dem EuropÃ¤ischen Gerichtshof (EuGH) zunÃ¤chst das Ruhen des vorliegenden
Verfahrens angeordnet.

Die KlÃ¤gerin nahm am 1. Juli 2014 eine TÃ¤tigkeit als Gesundheits- und
Kinderkrankenpflegerin auf und zeigte dies dem Beklagten am 8. Juli 2014 an.
Dieser stellte daraufhin die Leistungen am 15. Juli 2014 zum 31. Juli 2014 vorlÃ¤ufig
ein. Wegen der erfolgten Arbeitsaufnahme beschrÃ¤nkte die KlÃ¤gerin ihr Begehren
in dem anderen Klageverfahren (S 169 AS 5680/14) auf den Zeitraum vom 1. MÃ¤rz
2014 bis 31. Juli 2014. Dieses Klageverfahren ruht derzeit mit Blick auf das
vorliegende Verfahren (S 171 AS 5607/16 WA).

Mit Schreiben vom 4. Februar 2016 hat die KlÃ¤gerin das vorliegende
Klageverfahren wieder aufgerufen (frÃ¼her S 115 AS 27842/13, dann S 127 AS
2317/16 WA) und die Beiladung des SozialhilfetrÃ¤gers beantragt. Mit Beschluss
vom 7. MÃ¤rz 2016 hat das SG diesen beigeladen. Die KlÃ¤gerin hat hilfsweise
Leistungen vom Beigeladenen begehrt.

Das SG hat die zuletzt bezifferte Klage der KlÃ¤gerin (Leistungen vom 1. September
2013 bis 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von monatlich 694,00 EUR sowie vom 1.
Januar 2014 bis 28. Februar 20014 in HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR) mit Urteil
vom 6. Dezember 2016 abgewiesen. Die KlÃ¤gerin habe keinen Leistungsanspruch
gegenÃ¼ber dem Beklagten. Sie erfÃ¼lle die Anspruchsvoraussetzungen des Â§ 7
Abs. 1 Satz 1 SGB II, sei aber nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II vom
Leistungsbezug ausgeschlossen. Sie kÃ¶nne sich weder auf eine
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem Gesetz Ã¼ber die allgemeine
FreizÃ¼gigkeit von UnionsbÃ¼rgern (FreizÃ¼gG/EU) noch auf ein Aufenthaltsrecht
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nach dem Aufenthaltsgesetz (AufenthG) berufen. Auch eine nachwirkende
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung als Arbeitnehmerin nach Â§ 2 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2
FreizÃ¼gG/EU sei nicht gegeben. Nach dieser Vorschrift bleibe das
FreizÃ¼gigkeitsrecht fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten nach weniger als einem
Jahr BeschÃ¤ftigung unberÃ¼hrt. Zwar sei die KlÃ¤gerin vom 7. MÃ¤rz 2012 bis 12.
Juli 2012 etwas mehr als vier Monate als Arbeitnehmerin tÃ¤tig gewesen. Aufgrund
der kurzen Dauer des BeschÃ¤ftigungsverhÃ¤ltnisses komme aber nur ein
fortwirkendes Aufenthaltsrecht fÃ¼r die Dauer von sechs Monaten nach dem 12. Juli
2012 in Betracht, die bei Beginn des streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraums im
September 2013 lÃ¤ngst abgelaufen seien. Anhaltspunkte fÃ¼r andere
Aufenthaltsrechte als zur Arbeitsuche seien nicht ersichtlich. Ob die KlÃ¤gerin
Ã¼ber ein Aufenthaltsrecht zur Arbeitsuche verfÃ¼ge, kÃ¶nne dahinstehen, denn
der Leistungsausschluss erfasse auch diejenigen AuslÃ¤nder, die nicht Ã¼ber eine
materielle FreizÃ¼gigkeitsberechtigung oder ein Aufenthaltsrecht verfÃ¼gten. Der
Ausschluss sei nach der Rechtsprechung des EuGH europarechtskonform. Der
KlÃ¤gerin stÃ¼nden auch keine Leistungen vom Beigeladenen nach dem SGB XII
zu, denn sie sei nach Â§ 21 SGB XII von Leistungen nach dem SGB XII
ausgeschlossen, da sie erwerbsfÃ¤hig sei. Die Kammer schlieÃ�e sich
ausdrÃ¼cklich nicht der Auffassung des BSG (Bezugnahme auf Urteil vom 3.
Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R â�� juris) an, wonach Personen, die vom
Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 SGB II erfasst seien, nicht dem
Leistungsausschluss nach Â§ 21 SGB XII unterfielen. Damit sei auch ein Anspruch
nach Â§ 23 SGB XII ausgeschlossen.

Gegen das ihrem BevollmÃ¤chtigten am 22. Dezember 2016 zugestellte Urteil hat
die KlÃ¤gerin am selben Tag Berufung eingelegt.

Sie wiederholt ihre bisherige BegrÃ¼ndung und bezieht sich auf die
Rechtsprechung des BSG.

Die KlÃ¤gerin beantragt,

das Urteil des Sozialgerichts Berlin vom 6. Dezember 2016 aufzuheben und den
Beklagten zu verpflichten, ihr unter Aufhebung des Ablehnungsbescheides vom 16.
September 2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheides vom 13. November 2013
Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem SGB II vom 1. September
2013 bis 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von monatlich 694,00 EUR sowie vom 1.
Januar 2014 bis 28. Februar 2014 in HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR zu
gewÃ¤hren,

hilfsweise, den Beigeladenen unter Aufhebung des Urteils des Sozialgerichts Berlin
vom 6. Dezember 2016 zu verurteilen, ihr Leistungen nach dem SGB XII vom 1.
September 2013 bis 31. Dezember 2013 in HÃ¶he von monatlich 694,00 EUR sowie
vom 1. Januar 2014 bis 28. Februar 2014 in HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR zu
gewÃ¤hren.

Der Beklagte beantragt,
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die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Unstreitig bestehe kein Anspruch der BerufungsklÃ¤gerin auf Leistungen nach dem
SGB II, denn sie habe sich im streitigen Zeitraum nur auf ein Aufenthaltsrecht zum
Zwecke der Arbeitsuche berufen kÃ¶nnen.

Der Beigeladene beantragt,

die Berufung mit ihrem Hilfsantrag zurÃ¼ckzuweisen.

Nach Â§ 21 Satz 1 SGB XII hÃ¤tten Personen, die dem Leistungsausschluss nach Â§
7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II unterfielen, keinen Anspruch auf Leistungen zum
Lebensunterhalt nach dem SGB XII. Die RÃ¼ckkehr in das Heimatland stelle ein
zulÃ¤ssiges Mittel zur Selbsthilfe dar, so dass eventuell ein Anspruch auf
Ã�berbrÃ¼ckungsleistungen bestehe. Leistungen fÃ¼r die RÃ¼ckreise seien indes
nicht beantragt worden. Bereits vor der Neuregelung habe es keinen Anspruch auf
Hilfe zum Lebensunterhalt und weitere in Â§ 23 Abs. 1 SGB XII genannte Leistungen
nach dem SGB II gegeben.

Er gehe davon aus, dass die vom Beklagten fÃ¼r den Zeitraum von September bis
Februar 2014 erlassenen Bewilligungsbescheide als endgÃ¼ltig zu betrachten
seien. Damit sei der Bedarf der KlÃ¤gerin im sozialhilferechtlichen Sinne gedeckt
worden.

Ferner sei er erst mehr als zwei Jahre nach dem streitgegenstÃ¤ndlichen Zeitraum
beigeladen worden. Damit kÃ¶nne von einer notwendigen rechtzeitigen
Kenntniserlangung des SozialhilfetrÃ¤gers im Sinne von Â§ 18 Abs. 1 SGB XII nicht
ausgegangen werden (Bezugnahme auf Urteil des Senats vom 22. Juni 2017 â�� L
29 AS 2670/13 â��Â¬ juris Rn. 91).

SchlieÃ�lich sei fraglich, ob die KlÃ¤gerin im streitbefangenen Zeitraum bedÃ¼rftig
gewesen sei.

Der Senat hat in der mÃ¼ndlichen Verhandlung am 12. August 2020 zunÃ¤chst die
KlÃ¤gerin persÃ¶nlich gehÃ¶rt und sodann WR als Zeugen zu seinen
LebensumstÃ¤nden und denen der KlÃ¤gerin im streitbefangenen Zeitraum
gehÃ¶rt. Wegen der Einzelheiten wird auf das Sitzungsprotokoll verwiesen.

Hinsichtlich des weiteren Sach- und Streitstandes wird auf die Gerichtsakten,
insbesondere auf die zwischen den Beteiligten gewechselten SchriftsÃ¤tze, die
Akten des SG Berlin zu den Verfahren S 77 AS 23017/13 ER (L 26 AS 2721/13 B ER)
und S 171 AS 5607/16 WA (S 169 AS 5680/14) sowie die die KlÃ¤gerin betreffenden
Verwaltungsakten des Beklagten (zwei BÃ¤nde) Bezug genommen.

EntscheidungsgrÃ¼nde:

Die zulÃ¤ssige Berufung hat (nur) entsprechend dem Hilfsantrag weit
Ã¼berwiegend â�� mit Ausnahme von Leistungen zur Deckung der Bedarfe fÃ¼r
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Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Monate September und Oktober 2013 â�� Erfolg.
Das Urteil des SG ist insoweit unzutreffend. FÃ¼r den streitigen Zeitraum ist als
anderer leistungspflichtiger TrÃ¤ger nach Â§ 75 Abs. 2 Alt. 2, Abs. 5
Sozialgerichtsgesetz (SGG) der Beigeladene als SozialhilfetrÃ¤ger zu verurteilen,
der KlÃ¤gerin Leistungen nach dem SGB XII zu gewÃ¤hren. Im Ã�brigen â�� d.h.
hinsichtlich der mit dem Hauptantrag verfolgten Verpflichtung des Beklagten und
gegenÃ¼ber dem Beigeladenen hinsichtlich der Leistungen zur Deckung der
Bedarfe fÃ¼r Unterkunft und Heizung fÃ¼r die Monate September und Oktober
2013 â�� war die Berufung zurÃ¼ckzuweisen.

Streitgegenstand des Berufungsverfahrens sind das Urteil des SG vom 6. Dezember
2016, durch das die Klage gegen den Beklagten auf Leistungen zur Sicherung des
Lebensunterhalts nach dem SGB II, die dieser durch Bescheid vom 16. September
2013 in Gestalt des Widerspruchsbescheids vom 13. November 2013 abgelehnt
hatte, und die hilfsweise erhobene Klage gegen den Beigeladenen auf Leistungen
nach dem SGB XII abgewiesen worden ist, und das Begehren der KlÃ¤gerin nach
existenzsichernden Leistungen vom 1. September 2013 bis 31. Dezember 2013 in
HÃ¶he von monatlich 694,00 EUR sowie vom 1. Januar 2014 bis 28. Februar 2014 in
HÃ¶he von monatlich 703,00 EUR.

Zutreffende Klageart fÃ¼r das gegen den Beklagten gerichtete Begehren ist die
kombinierte Anfechtungs- und Leistungsklage (Â§ 54 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 SGG).
ZulÃ¤ssig ist auch der â�� bereits im Klageverfahren â�� gestellte Hilfsantrag auf
Verurteilung des Beigeladenen (vgl. BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS
44/15 R â�� juris Rn. 13). Weder diesem Antrag noch dem mit dem Hauptantrag
weiterverfolgten Leistungsantrag gegen den Beklagten steht entgegen, dass die
KlÃ¤gerin von diesem fÃ¼r TeilzeitrÃ¤ume des streitigen Zeitraums bereits
aufgrund einer ausgefÃ¼hrten stattgebenden Entscheidung im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes vorlÃ¤ufig Leistungen erhalten hat (vgl. BSG, a.a.O.,
Rn. 14).

Die KlÃ¤gerin hat im streitigen Zeitraum keinen Anspruch gegen den Beklagten auf
Arbeitslosengeld II, wie das SG zu Recht entschieden hat (1.). Sie erfÃ¼llte nach
dem damals geltenden und hier anwendbaren Recht zwar die
Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II in der vom 1. April 2012 bis
zum 31. Juli 2016 gÃ¼ltigen Fassung (a.F.), unterlag jedoch dem
Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II a.F. Diesem
Leistungsausschluss stehen weder EU-Recht noch das Grundgesetz (GG) entgegen.

Doch sind der KlÃ¤gerin von dem Beigeladenen Leistungen nach dem SGB XII zu
gewÃ¤hren (2.). Der Anwendbarkeit des SGB XII auf sie steht Â§ 21 Satz 1 SGB XII
nicht entgegen. Zwar unterlag die KlÃ¤gerin nach dem damals geltenden und hier
anwendbaren Recht dem Leistungsausschluss nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII a.F.
und ist dieser mit dem EU-Recht vereinbar, doch schlieÃ�t dies nicht
Ermessensleistungen nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII aus. Aufgrund einer
Ermessensreduzierung auf Null sind der KlÃ¤gerin â�� mit Ausnahme der
Unterkunftsleistungen fÃ¼r September und Oktober 2013 â�� Leistungen nach dem
SGB XII zu gewÃ¤hren.
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1. FÃ¼r den von der KlÃ¤gerin fÃ¼r September 2013 bis Februar 2014 geltend
gemachten Anspruch ist das in diesem Zeitraum geltende Recht anzuwenden, weil
es an einer hiervon abweichenden Regelung fehlt (Geltungszeitraumprinzip, vgl.
BSG, Urteil vom 19. Oktober 2016 â�� B 14 AS 53/15 R â�� juris Rn. 14 f.).
Insbesondere lÃ¤sst sich dem Gesetz zur Regelung von AnsprÃ¼chen
auslÃ¤ndischer Personen in der Grundsicherung fÃ¼r Arbeitsuchende nach dem
Zweiten Buch Sozialgesetzbuch und in der Sozialhilfe nach dem ZwÃ¶lften Buch
Sozialgesetzbuch vom 22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3155, nachfolgend: Gesetz
vom 22. Dezember 2016) nicht entnehmen, dass es sich Geltung fÃ¼r die Zeit vor
seinem Inkrafttreten am 29. Dezember 2016 beimisst (vgl. BSG, Urteil vom 23.
Februar 2017 â�� B 4 AS 7/16 R â�� juris Rn. 33).
Randnummer21
Die KlÃ¤gerin erfÃ¼llte die Leistungsvoraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II
im streitigen Zeitraum. Danach erhalten Personen Leistungen nach diesem Buch,
die 1. das 15. Lebensjahr vollendet und die Altersgrenze nach Â§ 7a noch nicht
erreicht haben, 2. erwerbsfÃ¤hig sind, 3. hilfebedÃ¼rftig sind und 4. ihren
gewÃ¶hnlichen Aufenthalt in der Bundesrepublik Deutschland haben.

Die 1966 geborene KlÃ¤gerin hatte das 15. Lebensjahr vollendet und die
Altersgrenze noch nicht erreicht (vgl. Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 SGB II).

Sie war erwerbsfÃ¤hig nach Â§ 8 Abs. 1 SGB II und die fehlende deutsche
StaatsangehÃ¶rigkeit stand ihrer ErwerbsfÃ¤higkeit nach Â§ 8 Abs. 2 SGB II nicht
entgegen, weil sie als litauische StaatsangehÃ¶rige keiner BeschrÃ¤nkung bei der
Arbeitsaufnahme unterlag (vgl. Â§ 7 Abs.1 Satz 1 Nr. 2 SGB II).

Sie war auch hilfebedÃ¼rftig nach Â§Â§ 9, 11 ff. SGB II, weil sie selbst nicht Ã¼ber
zur Bedarfsdeckung ausreichendes zu berÃ¼cksichtigendes Einkommen verfÃ¼gte.
Aus den KontoauszÃ¼gen im streitigen Zeitraum ergeben sich keine
maÃ�geblichen Einnahmen der KlÃ¤gerin. Ihr sind auch keine mÃ¶glichen
Einnahmen von WR zuzurechnen Ã¼ber Â§ 9 Abs. 2 Satz 2 SGB II, wonach bei
Personen, die in einer Bedarfsgemeinschaft leben, auch das Einkommen und
VermÃ¶gen des Partners zu berÃ¼cksichtigen ist, denn sie bildete mit WR im
streitbefangenen Zeitraum keine Bedarfsgemeinschaft im Sinne des Â§ 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 3 lit. c SGB II. Nach dieser Vorschrift gehÃ¶ren zu einer
Bedarfsgemeinschaft Personen, die in einem gemeinsamen Haushalt so
zusammenleben, dass nach verstÃ¤ndiger WÃ¼rdigung der wechselseitige Wille
anzunehmen ist, Verantwortung fÃ¼reinander zu tragen und fÃ¼reinander
einzustehen. Nach Â§ 7 Abs. 3a SGB II wird ein wechselseitiger Wille, Verantwortung
fÃ¼reinander zu tragen und fÃ¼reinander einzustehen, vermutet, wenn 1. Partner
lÃ¤nger als ein Jahr zusammenleben, 2. mit einem gemeinsamen Kind
zusammenleben, 3. Kinder oder AngehÃ¶rige im Haushalt versorgen oder 4. befugt
sind, Ã¼ber Einkommen oder VermÃ¶gen des anderen zu verfÃ¼gen.

Ob eine Verantwortungs- und Einstehensgemeinschaft in diesem Sinne vorliegt, ist
anhand von Indizien und im Wege einer GesamtwÃ¼rdigung festzustellen, wobei
nach stÃ¤ndiger hÃ¶chstrichterlicher Rechtsprechung kumulativ die folgenden drei
Voraussetzungen vorliegen mÃ¼ssen (BSG, Urteil vom 23. August 2012 â�� B 4 AS
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34/12 R â�� juris Rn. 14). Es muss sich 1. um Partner handeln, die 2. in einem
gemeinsamen Haushalt zusammenleben, und zwar 3. so, dass nach verstÃ¤ndiger
WÃ¼rdigung der wechselseitige Wille anzunehmen ist, Verantwortung
fÃ¼reinander zu tragen und fÃ¼reinander einzustehen Bei den Kriterien zu 1. und
2. (Partnerschaft und Zusammenleben in einem gemeinsamen Haushalt) handelt es
sich um objektive Tatbestandsvoraussetzungen, die nach der Systematik des Â§ 7
Abs. 3 Nr. 3 SGB II kumulativ zu der subjektiven Voraussetzung des Einstehens- und
Verantwortungswillens gegeben sein mÃ¼ssen. Partnerschaft und Zusammenleben
im gemeinsamen Haushalt sind zugleich AnknÃ¼pfungspunkte der Vermutung des 
Â§ 7 Abs. 3a SGB II. Die subjektive Seite, dass die in einem Haushalt
zusammenlebendenden Partner auch den gemeinsamen Willen, fÃ¼reinander
Verantwortung zu tragen und fÃ¼reinander einzustehen, haben mÃ¼ssen, wird
nach Â§ 7 Abs. 3a SGB II bei positiver Feststellung einer der dort aufgezÃ¤hlten vier
FÃ¤lle, die ebenso wie die beiden objektiven Kriterien von Amts wegen ermittelt
werden mÃ¼ssen, allerdings â�� widerleglich â�� vermutet.

Von dem Bestehen einer Partnerschaft ist auszugehen, wenn eine gewisse
AusschlieÃ�lichkeit der Beziehung gegeben ist, die keine vergleichbare
Lebensgemeinschaft daneben zulÃ¤sst. Zudem muss zwischen dem
erwerbsfÃ¤higen HilfebedÃ¼rftigen und dem Dritten die grundsÃ¤tzliche rechtlich
zulÃ¤ssige MÃ¶glichkeit der Heirat bzw. BegrÃ¼ndung einer Lebenspartnerschaft
bestehen (BSG, a.a.O., Rn. 20).

Das "Zusammenleben in einem gemeinsamen Haushalt" erfordert das Bestehen
einer "Wohn- und Wirtschaftsgemeinschaft". Â§ 7 Abs. 3 Nr. 3 lit. c SGB II stellt
damit auf zwei Elemente ab, nÃ¤mlich das Zusammenleben und kumulativ das
"Wirtschaften aus einem Topf". Unter "Zusammenleben" in einer Wohnung ist dabei
mehr als nur ein bloÃ�es "Zusammenwohnen", wie es bei Wohngemeinschaften der
Regelfall ist, zu verstehen. ZusÃ¤tzlich bedarf es des gemeinsamen Wirtschaftens.
Die Anforderungen an das gemeinsame Wirtschaften gehen dabei Ã¼ber die
gemeinsame Nutzung von Bad, KÃ¼che und ggf. GemeinschaftsrÃ¤umen hinaus.
Auch der in Wohngemeinschaften hÃ¤ufig anzutreffende gemeinsame Einkauf von
Grundnahrungsmitteln, Reinigungs- und SanitÃ¤rartikeln aus einer von allen
Mitbewohnern zu gleichen Teilen gespeisten Gemeinschaftskasse begrÃ¼ndet noch
keine Wirtschaftsgemeinschaft. Entscheidend insoweit ist, dass der Haushalt von
beiden Partnern gefÃ¼hrt wird, wobei die Beteiligung an der HaushaltsfÃ¼hrung
von der jeweiligen wirtschaftlichen und kÃ¶rperlichen LeistungsfÃ¤higkeit der
Partner abhÃ¤ngig ist. Die HaushaltsfÃ¼hrung an sich und das Bestreiten der
Kosten des Haushalts mÃ¼ssen gemeinschaftlich durch beide Partner erfolgen, was
allerdings nicht bedeutet, dass der finanzielle Anteil der Beteiligung am Haushalt
oder der Wert der HaushaltsfÃ¼hrung selbst gleichwertig sein mÃ¼ssen.
Ausreichend ist eine Absprache zwischen den Partnern, wie sie die
HaushaltsfÃ¼hrung zum Wohle des partnerschaftlichen Zusammenlebens
untereinander aufteilen (BSG, a.a.O., Rn. 21).

Der Verantwortungs- und Einstehenswille ist zu bejahen, wenn die Beziehung der
Partner dergestalt angelegt ist, dass sie zunÃ¤chst ihren gemeinsamen
Lebensunterhalt sicherstellen, bevor sie ihr persÃ¶nliches Einkommen zur
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Befriedigung eigener BedÃ¼rfnisse verwenden (BSG, a.a.O., Rn. 18).

Durch die persÃ¶nliche AnhÃ¶rung der KlÃ¤gerin und die anschlieÃ�ende
Zeugenvernehmung des WR im Termin zur mÃ¼ndlichen Verhandlung am 12.
August 2020 konnte der Senat bereits weder die erforderliche Gewissheit gewinnen,
dass die KlÃ¤gerin und WR im streitbefangenen Zeitraum "als Partner"
zusammenlebten, noch, dass sie einen gemeinsamen Haushalt bildeten. Die
Angaben der KlÃ¤gerin und des WR waren trotz geringfÃ¼giger Abweichungen
angesichts des langen Zeitablaufs und der VerÃ¤nderungen in den
NutzungsverhÃ¤ltnissen der Wohnung seither glaubhaft. KlÃ¤gerin und WR haben
glaubwÃ¼rdig einen Prozess des Kennenlernens geschildert, der dadurch geprÃ¤gt
war, dass der lebensÃ¤ltere und handwerklich tÃ¤tige WR die Notsituation der
mittellosen KlÃ¤gerin, die aufgrund ihrer frÃ¼heren Gewalterfahrungen in der
Familie im Gegensatz zu ihren litauischen Kolleginnen nicht nach einem
gescheiterten Arbeitsversuch nach Litauen zurÃ¼ckkehren wollte, zum Anlass
nahm, sie beim Ankommen in der Bundesrepublik Deutschland, bei der Arbeitsuche
in Berlin und beim "Zurechtkommen" tatkrÃ¤ftig auch finanziell zu unterstÃ¼tzen.
Auch wenn anfÃ¤nglich eine engere Partnerschaft nicht ausgeschlossen gewesen
sein mag, so haben die KlÃ¤gerin und WR beide glaubhaft angegeben, dass man
bald, nach wenigen Monaten, gemerkt habe, doch zu verschieden gewesen zu sein,
sich die jeweiligen Interessen nicht gedeckt hÃ¤tten und sich gleichwohl ein
freundschaftliches VerhÃ¤ltnis entwickelt habe. Gemeinsame FreizeitaktivitÃ¤ten
wurden nicht angeben. Vielmehr hat WR, der Hobbysegler ist, angegeben, fÃ¼r die
KlÃ¤gerin sei das Segeln nichts. Auch hat die KlÃ¤gerin mit dem Erwerb von
Grundeigentum in Litauen dokumentiert, dass sie dorthin nach Beendigung ihrer
beruflichen TÃ¤tigkeit in Berlin zurÃ¼ckkehren will, wobei sie glaubhaft angegeben
hat, dass WR nicht nach Litauen reisen wolle.

Auch ein Zusammenleben der KlÃ¤gerin mit WR konnte fÃ¼r den streitbefangenen
Zeitraum nicht festgestellt werden. Ein Wirtschaften aus einem Topf hat zwischen
der KlÃ¤gerin und WR in dieser Zeit nicht durchgÃ¤ngig stattgefunden, auch wenn
WR angegeben hat, man habe "zusammen gewirtschaftet". Gemeinsame Konten,
KontobevollmÃ¤chtigungen oder gemeinsame Versicherungen bestanden indes
nicht. Eine enge Verflechtung der wirtschaftlichen VerhÃ¤ltnisse lag nicht vor. Die
VerhÃ¤ltnisse im streitbefangenen Zeitraum waren vielmehr dadurch
gekennzeichnet, dass sich nur die KlÃ¤gerin dauerhaft zu Wohnzwecken in der
Wohnung Bst aufhielt. WR nutzte abends Teile der Wohnung als BÃ¼ro,
Ã¼bernachtete dort gelegentlich, nahm dann auch von der KlÃ¤gerin gekochte
Mahlzeiten dort ein, aber behielt sein Zimmer in der Wohnung seiner Exfrau in der
Gst, wo er sich nach seinen glaubhaften Angaben in der rÃ¤umlichen NÃ¤he seines
Betriebssitzes im streitbefangenen Zeitraum bis einschlieÃ�lich 2014
Ã¼berwiegend aufhielt. Dort bewahrte er seine persÃ¶nlicher Habe auf. Auch
wusch die von ihm getrenntlebende Ehefrau weiterhin seine WÃ¤sche in der
Wohnung Gst. Der Senat konnte daher fÃ¼r den streitbefangenen Zeitraum nicht
feststellen, dass auch WR seinen Lebensmittelpunkt in der Wohnung in der Bst
hatte. Zwar hat WR zunÃ¤chst die Miete der Drei-Zimmer-Wohnung allein
Ã¼bernommen und die KlÃ¤gerin in der Zeit bis zum Eingang der ersten Leistungen
des Beklagten mit Lebensmitteln unterstÃ¼tzt. Auch hat WR das Ausbleiben der
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Untermiete weder zum Anlass genommen, das UntermietverhÃ¤ltnis zu kÃ¼ndigen,
noch Schritte unternommen, die fÃ¤lligen Schulden einzutreiben. Dass die
KlÃ¤gerin und WR gleichwohl davon ausgegangen waren, dass die KlÃ¤gerin eine
wirksame Zahlungsverpflichtung mit Abschluss des Untermietvertrages
eingegangen war, die sie im Falle eines Einkommenszuflusses auch bedienen
wÃ¼rde, ergibt sich aus dem Umstand, dass die KlÃ¤gerin umgehend nach Erhalt
der vom Beklagten Ã¼berwiesenen Leistungen im Dezember 2013 die Miete fÃ¼r
November und Dezember 2013 an WR Ã¼berwiesen und diese Mietzahlungen in
den folgenden Monaten auch fortgesetzt hat.

Erst recht fehlte es vor diesem Hintergrund an hinreichenden Anhaltspunkten fÃ¼r
einen gegenseitigen Verantwortungs- und Einstehenswillen.

Die KlÃ¤gerin verfÃ¼gte im Streitzeitraum auch nicht Ã¼ber maÃ�gebliches
verwertbares VermÃ¶gen. Als VermÃ¶gen sind nach Â§ 12 Abs. 1 SGB II alle
verwertbaren VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde zu berÃ¼cksichtigen. Hierzu zÃ¤hlen alle
beweglichen und unbeweglichen GÃ¼ter in Geld oder Geldeswert. Verwertbar ist
VermÃ¶gen dann, wenn seine GegenstÃ¤nde Ã¼bertragen oder belastet werden
kÃ¶nnen. Ob VermÃ¶gensgegenstÃ¤nde verwertbar sind, beurteilt sich dabei unter
rechtlichen und tatsÃ¤chlichen Gesichtspunkten; der VermÃ¶gensinhaber muss also
Ã¼ber das VermÃ¶gen verfÃ¼gen dÃ¼rfen, aber auch kÃ¶nnen. Beide Aspekte
verlangen eine BerÃ¼cksichtigung der zeitlichen Dimension, innerhalb derer das
VermÃ¶gen voraussichtlich verwertet werden kann. Verwertbarkeit liegt danach
nicht vor, wenn eine solche nicht in absehbarer Zeit erwartet werden kann. Der
PrÃ¼fung der zeitlichen Dimension, innerhalb derer das VermÃ¶gen
(voraussichtlich) verwertet werden kann, bedarf es, weil die Leistungen nach dem
SGB II beanspruchende Person, die ihr verwertbares VermÃ¶gen nicht in absehbarer
und angemessener Zeit verwerten kann, nicht Ã¼ber bereite Mittel verfÃ¼gt.
MaÃ�gebend fÃ¼r die Prognose, dass ein rechtliches oder tatsÃ¤chliches
Verwertungshindernis wegfÃ¤llt, ist im Regelfall der Zeitraum, fÃ¼r den die
Leistungen bewilligt werden (BSG, Urteil vom 27. Januar 2009 â�� B 14 AS 42/07 R
â�� juris Rn. 23).

Die KlÃ¤gerin war zwar im streitbefangenen Zeitraum noch zusammen mit ihrem
damaligen Ehemann MiteigentÃ¼merin einer Eigentumswohnung in K, und zwar im
VerhÃ¤ltnis 1/3 zu 2/3. Dieses Gemeinschaftseigentumsrecht war aber nicht
innerhalb des seinerzeit sechsmonatigen Bewilligungszeitraumes (vgl. Â§ 41 Abs 1
Satz 4 SGB II a.F.) im Sinne des Â§ 12 Abs. 1 SGB II verwertbar. Vor dem
Hintergrund, dass der damalige Ehemann die Wohnung zusammen mit den
gemeinsamen TÃ¶chtern bewohnte und er zwei Drittel des Eigentumsrechts
innehatte, ist nicht davon auszugehen, dass er innerhalb von sechs Monaten einer
AuflÃ¶sung der MiteigentÃ¼mergemeinschaft zugestimmt hÃ¤tte oder ein
gemeinsamer Verkauf mÃ¶glich gewesen wÃ¤re, hÃ¤ngt beides doch an einem
Einvernehmen des damaligen Ehemannes (vgl. Art 3.117(1) des litauischen
Zivilgesetzbuches, dazu Rieck, EhegÃ¼terrecht und EhevertrÃ¤ge in Europa,
BroschÃ¼re des Bundesverwaltungsamts, Stand Dezember 2016). Die KlÃ¤gerin
hat weiter glaubhaft angegeben, dass sie vor dem streitbefangenen Zeitraum
Ã¼ber Geldkonten bei der S-Bank in Litauen verfÃ¼gt habe, welche im November
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2011 in Konkurs gegangen sei, so dass ihr dort angespartes VermÃ¶gen vor dem
streitbefangenen Zeitraum bereits verloren gewesen sei.

Die im September 2011 in Deutschland eingereiste KlÃ¤gerin hatte nach Â§ 7 Abs. 1
Satz 1 Nr. 4 SGB II im streitigen Zeitraum ihren gewÃ¶hnlichen Aufenthalt (Â§ 30
Abs. 3 Satz 2 Erstes Buch Sozialgesetzbuch (SGB I)) in B.

Nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II a.F. sind "ausgenommen" â�� also keine
leistungsberechtigten Personen im Sinne des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II a.F. und ohne
Leistungsberechtigung nach dem SGB II â�� AuslÃ¤nderinnen und AuslÃ¤nder,
deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche ergibt. Von
diesem Leistungsausschluss umfasst sind erst recht die StaatsangehÃ¶rigen
anderer Mitgliedstaaten der EuropÃ¤ischen Union (EU), die keine deutsche
StaatsangehÃ¶rigkeit besitzen (EU-AuslÃ¤nder) und nicht Ã¼ber eine materielle
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU oder ein Aufenthaltsrecht
nach dem AufenthG verfÃ¼gen (BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS
44/15 R â�� juris Rn. 19 ff.; BSG, Urteil vom 16. Dezember 2015 â�� B 14 AS 15/14
R â�� juris Rn. 18 ff.; BSG, Urteil vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS 35/15 R â�� juris
Rn. 24; so seit 29. Dezember 2016 auch Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 a SGB II).

Von den materiellen FreizÃ¼gigkeitsberechtigungen nach dem FreizÃ¼gG/EU zu
unterscheiden ist die generelle FreizÃ¼gigkeitsvermutung fÃ¼r EU-AuslÃ¤nder,
fÃ¼r deren rechtmÃ¤Ã�ige Einreise nach Deutschland ein gÃ¼ltiger Pass genÃ¼gt
(Â§ 2 Abs. 5 FreizÃ¼gG/EU). Aufgrund der generellen FreizÃ¼gigkeitsvermutung
muss der Aufenthalt eines EU-AuslÃ¤nders zumindest so lange als rechtmÃ¤Ã�ig
angesehen werden, bis die zustÃ¤ndige AuslÃ¤nderbehÃ¶rde das Nichtbestehen
des FreizÃ¼gigkeitsrechts aufgrund von Â§ 5 Abs. 4 FreizÃ¼gG/EU bzw. das
Vorliegen der MissbrauchstatbestÃ¤nde in Â§ 2 Abs. 7 FreizÃ¼gG/EU festgestellt
und damit nach Â§ 7 Abs. 1 FreizÃ¼gG/EU die sofortige Ausreisepflicht begrÃ¼ndet
hat (BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R â�� juris Rn. 34; BSG,
Urteil vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS 35/15 R â�� juris Rn. 25). Diese generelle
FreizÃ¼gigkeitsvermutung allein erÃ¶ffnet indes weder einen Zugang zu Leistungen
nach dem SGB II noch steht sie dem Ausschluss von Leistungen nach dem SGB II
entgegen.

Auf eine materielle FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU, die nicht
von diesem Leistungsausschluss umfasst ist, oder ein Aufenthaltsrecht nach dem
AufenthG, welches eine Ausnahme von dem Leistungsausschluss zu rechtfertigen
vermag, konnte sich die KlÃ¤gerin im streitigen Zeitraum nicht berufen.

Eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung als Arbeitnehmerin oder als SelbststÃ¤ndige nach
Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 FreizÃ¼gG/EU scheidet aus. Das Gleiche gilt fÃ¼r eine
Ã¼ber den 1. September 2013 hinaus nachwirkende FreizÃ¼gigkeitsberechtigung
als Arbeitnehmerin oder selbststÃ¤ndige ErwerbstÃ¤tige nach Â§ 2 Abs 3
FreizÃ¼gG/EU. Die KlÃ¤gerin kann sich wegen der Teilnahme an einem
berufsbezogenen Deutschkurs auch nicht auf ein Aufenthaltsrecht zur
Berufsausbildung nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 FreizÃ¼gG/EU berufen. Der Begriff der
Berufsausbildung bezieht sich nach der Systematik des Gesetzes nur auf
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entgeltliche AusbildungstÃ¤tigkeiten, die unionsrechtlich einen Arbeitnehmerstatus
begrÃ¼nden (vgl. Verwaltungsgericht (VG) Dresden, Beschluss vom 1. August 2013
â�� 3 L 300/13, VG Augsburg, Urteil vom 20. MÃ¤rz 2018 â�� Au 1 K 17.1036 â��
zur Teilnahme an Deutschkursen zur Erlangung der GleichwertigkeitsprÃ¼fung bei
Ã�rzten nach Â§ 3 Abs 2 BundesÃ¤rzteordnung (BÃ�O), beide juris). Auszubildende
sind Arbeitnehmer, wenn die Berufsausbildung in einem Lohn- oder
GehaltsverhÃ¤ltnis durchgefÃ¼hrt wird. Dies ist bei einer
WeiterbildungsmaÃ�nahme, die vollstÃ¤ndig aus Ã¶ffentlichen Mitteln finanziert
wird und bei der â�� wie hier â�� den Teilnehmern kein Lohn oder Gehalt gezahlt
wird, nicht der Fall (vgl. LSG Berlin-Brandenburg, Beschluss vom 21. Dezember
2015 â�� L 25 AS 3035/15 B ER â�� juris Rn. 4 zu einer Anpassungsqualifizierung
fÃ¼r zugewanderte PflegekrÃ¤fte). Aus der Teilnahme an den Sprachkursen folgt
auch kein Aufenthaltsrecht nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 4 FreizÃ¼gG/EU als EmpfÃ¤nger
von Dienstleistungen. Von der passiven Dienstleistungsfreiheit werden nach der
Rechtsprechung des EuGH (Urteil vom 19. Oktober 2004 â�� C 200/02 â�� juris)
Sachverhaltskonstellationen nicht erfasst, in denen aus dem beabsichtigten
Empfang von Dienstleistungen ein nicht nur vorÃ¼bergehendes, sondern ein
dauerhaftes Aufenthaltsrecht abgeleitet werden soll. Die KlÃ¤gerin strebte
offensichtlich einen Daueraufenthalt in Deutschland an, so dass sie nicht nur
vorÃ¼bergehend Dienstleistungen erhielt.

Dahinstehen kann, ob die KlÃ¤gerin ab 1. September 2013 Ã¼ber eine materielle
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung zur Arbeitsuche nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 a
FreizÃ¼gG/EU oder Ã¼ber keine materielle FreizÃ¼gigkeitsberechtigung mehr
verfÃ¼gte, denn in beiden FÃ¤llen ist sie vom Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SGB II a.F. erfasst. Die Voraussetzungen fÃ¼r eine
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach Â§ 2 Abs. 2 FreizÃ¼gG/EU nach der Nr. 3
(Erbringer von Dienstleistungen) sowie Nr. 7 (Inhaber eines Daueraufenthaltsrechts)
oder als FamilienangehÃ¶rige nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 6, Â§ 3 FreizÃ¼gG/EU liegen
nicht vor. Aufgrund ihrer HilfebedÃ¼rftigkeit im Sinne des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 Nr. 3
SGB II a.F. scheidet auch eine FreizÃ¼gigkeitsberechtigung der KlÃ¤gerin als
NichterwerbstÃ¤tige nach Â§ 2 Abs. 2 Nr. 5, Â§ 4 FreizÃ¼gG/EU aus.

Ein Aufenthaltsrecht der KlÃ¤gerin nach dem AufenthG, insbesondere vermittels der
GÃ¼nstigkeitsregelung in Â§ 11 Abs. 1 Satz 11 FreizÃ¼gG/EU, das eine Ausnahme
vom Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 SGB II a.F. zu rechtfertigen
vermag, ist nicht ersichtlich.

Mit EU-Recht ist dieser Leistungsausschluss vereinbar, wie sich aus den
Entscheidungen des EuGH vom 11. November 2014 (C-333/13 â�� Dano) und vom
15. September 2015 (C-67/14 â�� Alimanovic â�� beide juris) ergibt.

Das Gleichbehandlungsgebot des Art. 1 des EuropÃ¤ischen FÃ¼rsorgeabkommens
(EFA) steht dem Leistungsausschluss der KlÃ¤gerin als litauischer
StaatsangehÃ¶riger nicht entgegen, denn das EFA ist schon nach seinem
persÃ¶nlichen Anwendungsbereich nicht einschlÃ¤gig, weil Litauen kein
Unterzeichnerstaat dieses Abkommens ist.
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Auch Verfassungsrecht steht dem Leistungsausschluss nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB II a.F. nicht entgegen. Dieser ist vorliegend schon deshalb mit dem Grundrecht
auf GewÃ¤hrleistung eines menschenwÃ¼rdigen Existenzminimums aus Art. 1 Abs.
1 GG in Verbindung mit dem Sozialstaatsprinzip des Art. 20 Abs. 1 GG vereinbar,
weil der KlÃ¤gerin existenzsichernde Leistungen durch den Beigeladenen nach Â§
23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII zu gewÃ¤hren sind (dazu sogleich).

2. Die KlÃ¤gerin hat im streitigen Zeitraum einen Anspruch auf Leistungen nach
dem SGB XII gegenÃ¼ber dem Beigeladenen. Der Anwendbarkeit des SGB XII auf
die KlÃ¤gerin steht Â§ 21 Satz 1 SGB XII nicht entgegen. Die erwerbsfÃ¤hige
KlÃ¤gerin war nicht von Leistungen nach dem SGB XII ausgeschlossen, weil die
"Systemabgrenzung" zwischen SGB II und SGB XII zwar grundsÃ¤tzlich an das
Kriterium der ErwerbsfÃ¤higkeit anknÃ¼pft, jedoch hierauf nicht reduziert werden
kann, sondern differenzierter ist. Der Senat hÃ¤lt insoweit an seiner frÃ¼heren
Rechtsprechung (etwa Urteil vom 22. Juni 2017 â�� L 29 AS 2670/13 â�� juris Rn.
89), dass in Konstellationen wie der vorliegenden bei Ausschluss nach Â§ 7 Abs. 1
Satz 2 Nr. 2 SGB II a.F. auch kein Leistungsanspruch nach dem SGB XII besteht,
nicht mehr fest und folgt nunmehr der langjÃ¤hrigen und gefestigten
Rechtsprechung des BSG (Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R, Urteil
vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS 35/15 R, Urteil vom 30. August 2017 â�� B 14 AS
31/16 R, Urteil vom 9. August 2018 â�� B 14 AS 32/17 R, Urteil vom 12. September
2018 â�� B 14 AS 18/17 R â�� alle juris). Im Sinne der Abgrenzungsregelung des Â§
21 Satz 1 SGB XII, die nicht isoliert betrachtet werden darf, sondern mit Â§ 5 Abs. 2
Satz 1 SGB II korrespondiert, sind nach dem SGB II "als ErwerbsfÃ¤hige oder als
AngehÃ¶rige dem Grunde nach leistungsberechtigt" grundsÃ¤tzlich die Personen
nicht, die auch bei ErfÃ¼llung der Leistungsvoraussetzungen von Leistungen nach
dem SGB II ausgeschlossen sind. Diese Personen kÃ¶nnen Leistungen nach dem
SGB XII erhalten, wenn sie nicht auch durch das SGB XII von Leistungen
ausgeschlossen sind (wie z.B. durch Â§ 22 SGB XII, der Â§ 7 Abs. 5 und 6 SGB II
entspricht, oder durch Â§ 23 Abs. 2 SGB XII, der Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 3 SGB II
entspricht).

Die KlÃ¤gerin unterlag im SGB XII dem Leistungsausschluss nach Â§ 23 Abs. 3 Satz
1 SGB XII a.F. Danach haben AuslÃ¤nder, die eingereist sind, um Sozialhilfe zu
erlangen, oder deren Aufenthaltsrecht sich allein aus dem Zweck der Arbeitsuche
ergibt, sowie ihre FamilienangehÃ¶rigen keinen Anspruch auf Sozialhilfe. FÃ¼r den
von der KlÃ¤gerin fÃ¼r September 2013 bis Februar 2014 geltend gemachten
Anspruch ist Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII noch in dieser, im streitigen Zeitraum
geltenden Fassung anzuwenden, weil es an einer hiervon abweichenden Regelung
fehlt (Geltungszeitraumprinzip, vgl. BSG, Urteil vom 19. Oktober 2016 â�� B 14 AS
53/15 R â�� juris Rn. 14 f.). Insbesondere lÃ¤sst sich auch insoweit dem Gesetz vom
22. Dezember 2016 (BGBl. I S. 3155) nicht entnehmen, dass es sich Geltung fÃ¼r
die Zeit vor seinem Inkrafttreten am 29. Dezember 2016 beimisst.

Zwar ist die KlÃ¤gerin nach dem Gesamtzusammenhang nicht eingereist, um im
Sinne des Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Alt. 1 SGB XII a.F. Sozialhilfe zu erlangen. HierfÃ¼r
wÃ¤re Voraussetzung, dass der Zweck, Sozialhilfe zu erlangen, den
Einreiseentschluss geprÃ¤gt hat (BSG, Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS
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44/15 R â�� juris Rn. 45). Ein solcher finaler Zusammenhang ist hier nicht gegeben.
Die KlÃ¤gerin wurde in Litauen als Pflegekraft angeworben, sie hat kurz nach ihrer
Einreise eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufgenommen und zielstrebig die Anerkennung
ihrer Fachausbildung betrieben. Doch sind ebenso wie nach Â§ 7 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2
SGB II a.F. nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 SGB XII a.F. EU-AuslÃ¤nder, die weder
Ã¼ber eine materielle FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach dem FreizÃ¼gG/EU, die
nicht von diesem Leistungsausschluss umfasst ist, noch ein Aufenthaltsrecht nach
dem AufenthG verfÃ¼gen, vom Anspruch auf Sozialhilfe ausgeschlossen (BSG,
a.a.O., Rn. 48 ff.).

Auch dieser Ausschluss vom Anspruch auf Sozialhilfe ist mit dem EU-Recht
vereinbar; hier gilt nichts anderes als zum Leistungsausschluss im SGB II.

Der Leistungsausschluss nach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII a.F. fÃ¼hrt indes nicht
zum Ausschluss auch von Ermessensleistungen nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII.
Der Senat hÃ¤lt auch insoweit an seiner frÃ¼heren entgegenstehenden
Rechtsprechung nicht mehr fest und folgt der langjÃ¤hrigen gefestigten
Rechtsprechung des BSG, wonach Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 SGB XII a.F. nur einen
Ausschluss von einem Anspruch auf Sozialhilfe im Sinne des Â§ 23 Abs. 1 Satz 1
SGB XII beinhaltet, nicht aber von im Wege des Ermessens zu leistender Sozialhilfe,
wie sie Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII vorsieht. Aufgrund dieser Ermessensregelung in 
Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII kommen fÃ¼r vom Leistungsausschluss nach Â§ 23 Abs.
3 Satz 1 SGB XII a.F. erfasste Personen auch die Leistungen nach dem SGB XII in
Betracht, auf die fÃ¼r nicht vom Leistungsausschluss erfasste Personen ein
Anspruch nach Â§ 23 Abs. 1 Satz 1 SGB XII besteht (BSG, Urteil vom 3. Dezember
2015 â�� B 4 AS 44/15 R â�� juris Rn 51 f., Urteil vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS
35/15 R â�� juris Rn. 41, Urteil vom 30. August 2017 â�� B 14 AS 31/16 R â�� juris,
Urteil vom 9. August 2018 â�� B 14 AS 32/17 R â�� juris, Urteil vom 12. September
2018 â�� B 14 AS 18/17 R â�� juris).

Auf der Grundlage des Â§ 23 Abs. 1 Satz 3 SGB XII hat die KlÃ¤gerin einen Anspruch
gegen den Beigeladenen auf ermessensfehlerfreie Entscheidung Ã¼ber die
GewÃ¤hrung von Leistungen nach dem SGB XII im streitigen Zeitraum. Dabei ist das
Ermessen des Beigeladenen dem Grunde und der HÃ¶he nach auf Null reduziert,
weil sich der Aufenthalt der KlÃ¤gerin nach Ablauf von sechs Monaten
tatsÃ¤chlichem Aufenthalt in Deutschland, ihrem Besuch von Deutschkursen und
eines Integrationskurses sowie ihrer im Verfahren dokumentierten Arbeitsuche so
verfestigt hat, dass die Erbringung existenzsichernder Leistungen nur im Einzelfall
nach Ermessen den verfassungsrechtlichen Anforderungen nicht mehr genÃ¼gt.
Auch bei der Frage, ob nach einem sechsmonatigen gefestigten Aufenthalt eine
Ermessensreduktion auf Null vorliegen kann, hÃ¤lt der Senat an seiner frÃ¼heren
insoweit ablehnenden Rechtsauffassung nicht mehr fest.

Die typisierende Annahme einer Aufenthaltsverfestigung von EU-AuslÃ¤ndern nach
Ablauf von sechs Monaten tatsÃ¤chlichem Aufenthalt in Deutschland, der von der
AuslÃ¤nderbehÃ¶rde faktisch geduldet wird, hat als normative
AnknÃ¼pfungspunkte Â§ 23 Abs. 3 Satz 1 Alt. 2 SGB XII a.F. und Â§ 2 Abs. 2 Nr. 1 a
FreizÃ¼gG/EU, die sich auf die Arbeitsuche und die hieraus folgende
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FreizÃ¼gigkeitsberechtigung fÃ¼r sechs Monate beziehen (BSG, Urteil vom 3.
Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R, Urteil vom 20. Januar 2016 â�� B 14 AS 35/15
R â�� beide juris).

Tatsachen, die vorliegend abweichend vom Regelfall gegen eine Verfestigung des
tatsÃ¤chlichen Aufenthalts der KlÃ¤gerin in Deutschland nach Ablauf von sechs
Monaten seit ihrer Einreise im September 2011 und damit gegen eine
Ermessensreduzierung auf Null im streitigen Zeitraum vom 1. September 2013 bis
28. Februar 2014 sprechen kÃ¶nnten, sind nicht festzustellen. Vielmehr hat die
KlÃ¤gerin bereits kurz nach ihrer Einreise eine ErwerbstÃ¤tigkeit aufgenommen und
diese bis zu einer arbeitgeberseitigen KÃ¼ndigung auch ausgeÃ¼bt, anschlieÃ�end
wegen unverschuldeter Arbeitslosigkeit vom fÃ¼r sie damals Ã¶rtlich zustÃ¤ndigen
TrÃ¤ger Arbeitslosengeld II bis zum Ende der nachwirkenden
FreizÃ¼gigkeitsberechtigung nach Â§ 2 Abs. 3 FreizÃ¼gG/EU bezogen und die
ErmÃ¶glichung ihrer Arbeitsaufnahme in dem in Litauen erlernten Pflegeberuf durch
Spracherwerb und Anerkennung ihres Abschlusses immer aktiv betrieben.
SchlieÃ�lich endete der Bezug von Arbeitslosengeld II deshalb, weil die KlÃ¤gerin
eine ErwerbstÃ¤tigkeit in ihrem erlernten Beruf aufnahm und seither
bedarfsdeckendes Einkommen bezieht.

Der KlÃ¤gerin stehen danach im streitigen Zeitraum â�� bis auf die
Unterkunftskosten fÃ¼r September 2013 und Oktober 2013 â�� dem Grunde und
der HÃ¶he nach die gesetzlichen existenzsichernden Leistungen nach dem SGB XII
zu. Insbesondere erfÃ¼llte sie die Leistungsvoraussetzungen der Hilfe zum
Lebensunterhalt nach Â§ 19 Abs. 1, Â§ 27 Abs. 1 SGB XII (vgl. die Feststellungen zu
den Voraussetzungen des Â§ 7 Abs. 1 Satz 1 SGB II a.F.). Insbesondere war sie
seinerzeit hilfebedÃ¼rftig. Der Senat ist nach dem Ergebnis der Beweisaufnahme
nicht davon Ã¼berzeugt, dass sie mit WR eine eheÃ¤hnliche Gemeinschaft im Sinne
des Â§ 20 SGB XII bildete, mit der Folge, dass dessen Einkommen und/oder
VermÃ¶gen gemÃ¤Ã� Â§ 27 Abs. 2 Satz 2 SGB XII auf ihren Bedarf anzurechnen
gewesen wÃ¤re. Insofern kann im Kern auf die oben stehenden AusfÃ¼hrungen zu 
Â§ 7 Abs. 3 und 3a SGB II verwiesen werden.

Hinsichtlich der Unterkunftskosten fÃ¼r die Monate September und Oktober 2013
ist der Senat davon ausgegangen, dass kein Bedarf der KlÃ¤gerin bestand bzw.
nachtrÃ¤glich anspruchsvernichtend gedeckt wurde. WR hat die Miete gegenÃ¼ber
dem Hauptvermieter vollstÃ¤ndig bezahlt und aus seinen Angaben in der
mÃ¼ndlichen Verhandlung folgt, dass er gegenÃ¼ber der KlÃ¤gerin auf seine
Forderungen auf Zahlung eines Untermietzinses fÃ¼r die Zeit ihrer Mittellosigkeit
dauerhaft verzichtet hat. Da der Beklagte zur Zahlung erst fÃ¼r die Zeit ab 5.
November 2013 einstweilig verpflichtet wurde und die KlÃ¤gerin nach Erhalt der
Leistungen im Dezember 2013 auch den Untermietzins fÃ¼r November und
Dezember 2013 nachtrÃ¤glich Ã¼berwies, ist ab diesem Zeitpunkt, d.h. ab
November 2013, ein Unterkunftsbedarf anzuerkennen.

Hinsichtlich der nach Â§ 18 Abs. 1 SGB XII erforderlichen Kenntnis des beigeladenen
SozialhilfetrÃ¤gers ist auf die Kenntnis des beklagten Jobcenters zu verweisen (BSG,
Urteil vom 3. Dezember 2015 â�� B 4 AS 44/15 R â�� juris Rn. 39), die hier nicht bei
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Abgabe des Formantrages beim Beklagten am 5. September 2013, sondern bereits
am 26. August 2013 mit Eingang des formlosen Antrages der KlÃ¤gerin mit
Schreiben vom 23. August 2013 beim Beklagten anzunehmen ist, mit der Folge,
dass die beantragten Leistungen nach dem SGB XII bereits ab dem 1. September
2013 zu gewÃ¤hren sind. Auch insoweit hÃ¤lt der Senat an seiner bisherigen
Rechtsprechung, ein Antrag nach dem SGB II beim hierfÃ¼r zustÃ¤ndigen Jobcenter
umfasse nicht zugleich einen Antrag auf Leistungen nach dem SGB XII, nicht mehr
fest.

Seiner Leistungsverpflichtung kann der Beigeladene nicht entgegenhalten, dass der
Beklagte hier bereits mit einem Leistungsbescheid verbindlich die Verpflichtung zur
LeistungsgewÃ¤hrung Ã¼bernommen habe. Ein Bescheid Ã¼ber die GewÃ¤hrung
von laufenden Leistungen nach dem SGB II fÃ¼r den streitbefangenen Zeitraum
liegt nicht vor. Ein solcher Leistungsbescheid ist insbesondere nicht in dem
Schreiben des Beklagten vom 14. November 2013 zu sehen, in dem mitgeteilt wird,
dass in AusfÃ¼hrung der gerichtlichen Entscheidung fÃ¼r die Zeit ab 5. November
2013 bis 28. Februar 2014 Leistungen gezahlt werden. In diesem Schreiben wird
hinreichend deutlich, dass allein in AusfÃ¼hrung der vorangegangenen
gerichtlichen Entscheidung im einstweiligen Rechtschutzverfahren gezahlt werde.
Eine eigenstÃ¤ndige Verpflichtung zur Leistung liegt darin offenkundig nicht.

Die Kostenentscheidung beruht auf Â§ 193 SGG. Sie entspricht dem jeweiligen
Obsiegen bzw. Unterliegen.

Die Revision war nicht zuzulassen, weil hierfÃ¼r GrÃ¼nde nach Â§ 160 Abs. 2 Nr. 1
und 2 SGG nicht vorliegen.

Erstellt am: 05.10.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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